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Bundesregierung: Jahreswechsel – das ändert sich zum neuen Jahr  
im Wirtschaftsrecht 

30.01.2018 

Mit dem Jahreswechsel 2017/2018 werden im Wirtschaftsrecht wichtige Änderungen wirk-
sam. Die Bundesregierung hat unter www.bundesregierung.de eine Übersicht der auszugs-
weise dargestellten folgenden wesentlichen Neuregelungen zusammengestellt: 
 
Arbeit und Soziales 
 
Mindestlohn von 8,84 Euro gilt ausnahmslos 
Ab dem 1. Januar 2018 gilt der allgemeine gesetzliche Mindestlohn in Höhe von 8,84 Euro brutto 
je Zeitstunde ohne jede Einschränkung. Branchenregelungen, die vorübergehend Entgelte unter-
halb des gesetzlichen Mindestlohns ermöglichten, enden zum 31. Dezember 2017.  
 
Künstlersozialabgabe sinkt deutlich 
Der Abgabesatz zur Künstlersozialversicherung sinkt erneut: ab 2018 von 4,8 auf 4,2 Prozent. Die 
Künstlersozialabgabe ist von Unternehmen zu entrichten, die künstlerische und publizistische Leis-
tungen verwerten.  
 
Neuer Gleitzonenfaktor 
Wer regelmäßig zwischen 450,01 und 850 Euro verdient, liegt in der Gleitzone. Für diese Beschäf-
tigten – sogenannte Midijobber – wird das beitragspflichtige Arbeitsentgelt auf einen fiktiven Betrag 
reduziert. Dafür kommt ein Gleitzonenfaktor zum Einsatz, der auf allen Sozialversicherungsbeiträ-
gen basiert. Er liegt 2018 bei 0,7547.  
 
Umlagesatz für Insolvenzgeld sinkt 
Im Insolvenzfall des Arbeitgebers erhalten Beschäftigte von der Arbeitsagentur einen Lohnaus-
gleich. Der Umlagesatz für das Insolvenzgeld sinkt im Jahr 2018 von bisher 0,09 Prozent auf 0,06 
Prozent. Das regelt die Insolvenzgeldumlagesatzverordnung 2018, die am 1. Januar 2018 in Kraft 
tritt.  
 
Höhere Beitragsbemessungsgrenzen 
Löhne und Gehälter sind erneut gestiegen. Deshalb wird die Beitragsbemessungsgrenze in der 
Krankenversicherung angepasst. Auch andere Rechengrößen für die Sozialversicherung ändern 
sich. So steigt die Versicherungspflichtgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung 2018 auf 
59.400 Euro jährlich (2017: 57.650 Euro). Wer mit seinem Einkommen über dieser Grenze liegt, 
kann sich privat krankenversichern.  
 
Rentenbeitragssatz sinkt auf 18,6 Prozent 
Der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung sinkt zum 1. Januar 2018 von 18,7 auf 18,6 
Prozent. Die hohe Nachhaltigkeitsrücklage in der Rentenversicherung macht dies möglich. In der 
knappschaftlichen Rentenversicherung geht der Beitragssatz von 24,8 auf 24,7 Prozent zurück.  
 
Betriebsrente wird attraktiver 
Eine höhere Riester-Grundzulage und Steueranreize – das sind zwei von vielen Verbesserungen 
bei der Betriebsrente. Ziel ist es, sie auch in kleinen und mittleren Unternehmen weiter zu verbrei-
ten. Zudem soll die Betriebsrente für Beschäftigte mit geringen Einkommen attraktiver werden. Am 
1. Januar 2018 tritt das Betriebsrentenstärkungsgesetz in wesentlichen Teilen in Kraft.  
 
Mindestbeitrag in der gesetzlichen Rentenversicherung 
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Da der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung sinkt, fällt auch der Mindestbeitrag zur 
freiwilligen Versicherung: Er liegt ab 1. Januar 2018 bei 83,70 Euro monatlich.  
 
Sachbezugswerte angehoben 
Sachbezugswerte sind Einkünfte, die nicht als Geldleistung erbracht werden und zum beitrags-
pflichtigen Arbeitsentgelt zählen. Sie werden jährlich an die Entwicklung der Verbraucherpreise 
angepasst. Der Wert für Verpflegung wird für 2018 auf 246 Euro angehoben. Für Mieten und Un-
terkunft erhöht er sich auf 226 Euro.  
 
Gesundheit  
 
Durchschnittlicher Zusatzbeitrag für gesetzliche Krankenkassen sinkt 
Der allgemeine Beitragssatz zur gesetzlichen Krankenversicherung beträgt 14,6 Prozent. Er ist seit 
2015 gesetzlich festgeschrieben. Die Hälfte davon trägt der Arbeitnehmer, die andere Hälfte der 
Arbeitgeber. Benötigen die Kassen mehr Geld, können sie einkommensabhängige Zusatzbeiträge 
erheben. Der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz sinkt 2018 auf 1,0 Prozent. Die Kassen können 
je nach Finanzlage davon abweichen.  
 
Beiträge für Selbständige nach tatsächlichen Einnahmen 
Die Beiträge zur Krankenversicherung richten sich für Selbständige ab dem 1. Januar 2018 stärker 
nach den tatsächlichen Einkünften. Dazu wird ein vorläufiger Beitrag für freiwillig Versicherte auf 
Basis des letzten Einkommenssteuerbescheids erhoben. Der endgültige Beitrag bemisst sich 
rückwirkend, wenn der Einkommenssteuerbescheid für das zugehörige Kalenderjahr vorliegt. Das 
macht auch Beitragserstattungen möglich. 
 
Frauen und Familie  
 
Neuregelung des Mutterschutzes 
Ab dem 1. Januar 2018 profitieren mehr Frauen vom gesetzlichen Mutterschutz. Erstmals bezieht 
der Mutterschutz auch Studentinnen und Schülerinnen ein. Mütter von Kindern mit Behinderung 
haben bereits seit Mai 2017 Anspruch auf zwölf Wochen Mutterschutz. Auch der Kündigungs-
schutz für Frauen, die nach der zwölften Schwangerschaftswoche eine Fehlgeburt hatten, gilt be-
reits.  
 
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
Frauen verdienen im Durchschnitt immer noch etwas weniger als Männer. Mit dem Entgelttranspa-
renzgesetz erhalten Beschäftigte einen individuellen Auskunftsanspruch: Sie haben das Recht zu 
erfahren, ob sie gerecht bezahlt werden. Dies gilt für Beschäftigte in Betrieben und Dienststellen 
mit in der Regel mehr als 200 Beschäftigten. Ab 6. Januar 2018 können Beschäftigte den An-
spruch geltend machen. 
 
Steuern und Finanzen  
 
Steuern: Höhere Grund- und Freibeträge  
Steuerzahler profitieren 2018 von einem um 180 Euro höheren Grundfreibetrag, der dann 9.000 
Euro beträgt. Der Kinderfreibetrag steigt um 72 Euro auf 4.788 Euro. 
 
Mehr Zeit für die Steuererklärung  
Das Besteuerungsverfahren in Deutschland wird modernisiert. Künftig bleibt dem Steuerpflichtigen 
mehr Zeit für die Abgabe der Steuererklärung, nämlich bis zum 31. Juli des Folgejahres. Für Pa-
pierbelege wie Spendenquittungen gilt: aufbewahren, aber nicht mehr einreichen. 
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Energie 
 
Die EEG-Umlage 2018 sinkt geringfügig  
Ab dem 1. Januar 2018 beträgt die Umlage für Ökostrom, die sogenannte "EEG-Umlage" nach 
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz, 6,792 Cent/kWh. Die Umlage ist Teil des Strompreises und 
fördert Anlagen, die Strom aus Wind, Wasser und Sonne produzieren. Sie berechnet sich als Diffe-
renz zwischen dem Preis, den Erzeuger für ihren Strom bekommen, und den garantierten Abnah-
mepreisen für Ökostrom. 
 
Energie- und Stromsteuern weiterhin steuerbegünstigt 
Erdgas und Flüssiggas, die als Kraftstoff verwendet werden, sind auch über 2018 hinaus steuer-
begünstigt. Die Begünstigung für Erdgas bleibt bis Ende 2023 unverändert erhalten und wird in 
den drei Jahren danach nur stufenweise zurückgefahren. Der ermäßigte Steuersatz für Flüssiggas 
wird ab 2019 zunächst stufenweise zurückgefahren, so dass der reguläre Steuersatz dafür erst ab 
2023 gilt. 
 
Fazit:  
 
Die Neuregelungen entlasten zwar teilweise die Wirtschaft, führen aber nicht automatisch auch zu 
einem ansonsten dringend erforderlichen Bürokratieabbau. Was sich der Gesetzgeber in der lau-
fenden Legislaturperiode ansonsten noch an für die Wirtschaft relevanten gesetzlichen Änderun-
gen einfallen lassen wird, bleibt abzuwarten. 
 
Falls Sie Fragen zu dem Artikel oder speziellen wirtschaftsrechtlichen Fragen haben, können Sie 
uns gerne kontaktieren.  
 
Wir helfen Ihnen schnell und kompetent. 
 
Ihr Ansprechpartner für weitere Fragen ist:  
 
Rechtsanwalt Arnd Lackner 
Fachanwalt für Steuerrecht und  
Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht 
 
WAGNER Rechtsanwälte webvocat® - Small.Different.Better 
  
 
______________________________________________________________________________ 

WAGNER Rechtsanwälte webvocat® 

Weitere interessante News finden Sie auf unserer Webseite www.webvocat.de 
Wenn Sie diesen Newsletter nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte eine E-Mail an: wag-
ner@webvocat.de 
______________________________________________________________________________ 
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